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Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung von Ersparnissen im Saarland 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Sparanlagen 

(1) Sparanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. auf französische Franken (Franken) lau- 
tende Geldeinlagen bei Kreditinstituten im 
Saarland einschließlich des Postscheckamts 
Saarbrücken, die am 19. Dezember 1958 
durch Ausfertigung eines Sparbuches oder 
in sonstiger Weise als Spareinlagen ge- 
kennzeichnet waren, 

2. auf Franken lautende Bausparguthaben 
bei im Saarland zugelassenen Bauspar- 
kassen, 

3. auf Franken lautende Guthaben bei der 
Stiftung für Wohnungsbau der Bergarbei- 
ter, 

4. auf Franken lautende Ansprüche gegen 
im Saarland zugelassene Versicherungs- 
unternehmen aus Lebensversicherungs- 
verträgen, bei denen eine Prämienreserve 
zu bilden und gebildet ist. 

(2) Ein Anspruch auf Leistung gegen den Bund 
(§ 5) besteht nur, soweit eine Sparanlage vom 
19. Dezember 1958 bis zum Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Vertrages vom 27. Oktober 
1956 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik zur Regelung der Saar- 
frage (Bundesgesetzbl. II S. 1589) ununterbrochen 
bestanden hat und in Deutsche Mark umgewandelt 
oder kraft Gesetzes auf Deutsche Mark umgestellt 
worden ist. Als Sparanlage am 19. Dezember 1958 
gelten auch Zinsen, die nach diesem Zeitpunkt für 
das Jahr 1958 gutgeschrieben worden sind. 

§ 2 

Berechtigter 

(1) Ein Anspruch auf Leistung gegen den Bund 
steht nur natürlichen Personen zu, zu deren Gun- 
sten eine Sparanlage in Deutsche Mark umgewan- 
delt oder auf Deutsche Mark umgestellt worden ist. 
Ein Anspruch besteht nicht, wenn die Sparanlage 
am 19. Dezember 1958 für ein im Handelsregister 
eingetragenes Unternehmen oder einen nicht rechts- 
fähigen Verein geführt worden war. 


(2) Sparanlagen, die am 19. Dezember 1958 zum 
Zweck der Sicherung oder zu treuen Händen über- 
tragen waren, werden dem Veräußerer oder Treu- 
geber zugerechnet. 

(3) Durch Rechtsverordnung können natürlichen 
Personen gleichgestellt werden 

1. Versorgungseinrichtungen mit Sitz im 
Saarland, die am 19. Dezember 1958 unter 
Staatsaufsicht standen und den Leistungs- 
empfängern einen Rechtsanspruch auf 
Versorgung gewähren, 

2. Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen im Saarland, die 
am 19. Dezember 1958 nach Satzung oder 
sonstiger Verfassung und nach ihrer tat- 
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich 
und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützi- 
gen oder mildtätigen Zwecken dienten, 

soweit zu ihren Gunsten eine Sparanlage in Deut- 
sche Mark umgewandelt oder auf Deutsche Mark 
umgestellt worden ist, die am 19. Dezember 1958 
für den Zweck der Versorgung oder Unterstützung 
natürlicher Personen gebunden war. 

§ 3 

Rechtsnachfolge 

Ein Wechsel in der Person des Gläubigers zwi- 
schen dem 19. Dezember 1958 und dem Ende der 
Übergangszeit schließt einen Anspruch nach diesem 
Gesetz aus, es sei denn, daß der Wechsel beruht 
auf Erwerb 

1. von Todes wegen, 

2. durch Vereinbarung einer ehelichen Güter- 
gemeinschaft oder durch Eintritt einer fortge- 
setzten Gütergemeinschaft, 

3. durch Auseinandersetzung einer Erbengemein- 
schaft einer ehelichen Gütergemeinschaft oder 
einer fortgesetzten Gütergemeinschaft, 

4. mit Rücksicht auf ein künftiges gesetzliches 
Erbrecht, 

5. durch Schenkung unter Ehegatten, unter Ver- 
wandten gerader Linie und unter Geschwistern, 

6. als Ausstattung (§ 1624 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches), 

7. aus Einräumung einer Bezugsberechtigung aus 
einem Lebensversicherungsvertrag. 

§ 4 

Umwandlung einer Sparanlage 

(1) Eine nach Beginn des 19. Dezember 1958 be- 
gründete Sparanlage wird bei Anwendung des § 1 
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ils Fortsetzung einer früheren Sparanlage des am 
Ende der Übergangszeit berechtigten Gläubigers 
oder seines Rechtsvorgängers anerkannt, sofern sie 
binnen zwei Monaten nach völliger oder teilweiser 
Beendigung der früheren Sparanlage begründet 
worden ist; ist die frühere Sparanlage in der Zeit 
vom 19. November bis zum 18. Dezember 1958 be- 
endet worden, so läuft die Frist von zwei Monaten 
vom 19. Dezember 1958 an. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn und soweit eine 
Sparanlage im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 beendet 
und als Sparanlage der gleichen Art bei demselben 
Schuldner neu begründet worden ist. 

§ 5 

Anspruch auf Leistung gegen den Bund 

(1) Der Berechtigte hat einen Anspruch auf Lei- 
stung gegen den Bund in Höhe des Unterschieds- 
betrages zwischen der nach § 1 Abs. 2 Satz 1 er- 
mittelten, im Verhältnis von einhundert Franken 
zu einer Deutschen Mark umgerechneten Sparanlage 
und dem Betrage, der sich bei der Umwandlung 
oder bei der Umstellung dieser Sparanlage ergeben 
hat. 

(2) Der Anspruch auf Leistung gegen den Bund ist 
übertragbar und vererblich. 

§ 6 

Ansprüche aus Lebensversicherungsverträgen 

(1) Bei Ansprüchen aus Lebensversicherungsver- 
trägen (§ 1 Abs. 1 Nr. 4) ist zwecks Ermittlung der 
Sparanlage nach § 1 Abs. 2 Satz 1 von der Prämien- 
reserve bei Beginn des 19. Dezember 1958 ein- 
schließlich von Beitragsüberträgen abzüglich tech- 
nisch gestundeter Beiträge sowie der gutgeschrie- 
benen und der für das letzte Geschäftsjahr vor dem 
Ende der Übergangszeit beschlossenen Gewinn- 
anteile auszugehen. Ist der Anspruch vor dem 
19. Dezember 1958 fällig geworden, aber vor dem 
Ende der Übergangszeit noch nicht ausgezahlt wor- 
den, so ist von der geschuldeten Versicherungs- 
leistung auszugehen. Besteht die Leistung aus einem 
Lebensversicherungsvertrag in der Gewährung einer 
Rente und hat die Rentenzahlung vor dem Ende der 
Übergangszeit begonnen, so ist von der Prämien- 
reserve am Ende der Übergangszeit auszugehen. 

(2) Die Berechnung der Höhe der Sparanlage er- 
folgt nach Maßgabe eines vom Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungs- und Bausparwesen zu ge- 
nehmigenden Geschäftsplanes. 

(3) Ein Anspruch auf Leistung gegen den Bund 
besteht auch, wenn der Versicherungsvertrag von 
einem Arbeitgeber zur Versorgung eines Arbeit- 
nehmers geschlossen worden ist, wenn dem Arbeit- 
nehmer oder seinen Angehörigen ein Bezugsrecht 
auf die Versicherungsleistung eingeräumt worden 
ist und wenn die Prämien der Lohnsteuer unter- 
lagen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Verfahren 
§ 7 

Amtsverfahren 

(1) Die Bearbeitung des Anspruchs gegen den 
Bund obliegt dem Institut. Institut ist 

1. bei Spareinlagen das Kreditinstitut, das 
am Ende der Übergangszeit das Sparkonto 
geführt hat, 

2. bei Bausparguthaben, bei Guthaben bei 
der Stiftung für Wohnungsbau der Berg- 
arbeiter und bei Ansprüchen aus Lebens- 
versicherungsverträgen das Schuldner- 
institut. 

(2) Hält das Institut auf Grund der ihm vorlie- 
genden Unterlagen die Voraussetzungen für die 
Feststellung des Anspruchs gegen den Bund nach 
Grund und Höhe für gegeben, so stellt es den An- 
spruch fest. 

§ 8 

Antragsverfahren 

(1) Stellt das Institut den Anspruch nicht nach 
§ 7 Abs. 2 fest oder liegt ein Umwandlungsfall (§ 4) 
vor, so wird die Leistung des Bundes nur auf An- 
trag gewährt. Der Berechtigte kann den Antrag 
frühestens drei Monate nach Beendigung der Über- 
gangszeit stellen; er hat ihn spätestens bis zum 
Ablauf des 30. September 1960 bei dem Institut zu 
stellen. Nach diesem Zeitpunkt kann der Antrag 
nicht mehr gestellt werden, es sei denn, daß die 
rechtzeitige Stellung des Antrages nachweisbar ohne 
Verschulden unterblieben ist und unverzüglich 
nachgeholt wird. 

(2) Der Antrag soll folgende Angaben enthalten: 

1. Name, Vornamen und Anschrift des Be- 
rechtigten, 

2. die Sparanlage nach ihren Merkmalen, 
insbesondere unter Angabe der Konto- 
nummer der Sparanlage, der Bauspar- 
nummer, der Nummer des Guthabens bei 
der Stiftung für Wohnungsbau der Berg- 
arbeiter oder der Nummer des Versiche- 
rungsscheins, 

3. die Tatsachen, auf die der Anspruch auf 
Leistung gegen den Bund gegründet wird. 

Dem Antrag sollen die vorhandenen Unterlagen 
beigefügt werden. 

(3) Durch den Antrag ermächtigt der Berechtigte 
die beteiligten Institute, alle zur Durchführung des 
Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(4) Steht die Sparanlage am Ende der Übergangs- 
zeit mehreren Berechtigten zu, so kann der Antrag 
von jedem Berechtigten mit Wirkung für alle Be- 
rechtigten gestellt werden. 

(5) In Umwandlungsfällen ist der Antrag bei dem 
Institut zu stellen, das die neue Sparanlage führt. 
Der Antrag soll die in Absatz 2 Nr. 2 und 3 genann- 
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ten Angaben sowohl für die frühere als auch für 
die neue Sparanlage enthalten. Die Höhe der frü- 
heren Sparanlage am 19. Dezember 1958 und im 
Zeitpunkt ihrer Beendigung sowie die Höhe der 
neuen Sparanlage bei ihrem Beginn sollen angege- 
ben werden. 

(6) Hält das Institut auf Grund der Angaben in 
dem Antrag und der beigefügten Unterlagen den 
Anspruch gegen den Bund nach Grund und Höhe 
für gegeben, so stellt es den Anspruch fest. 

(7) Kann das Institut den Anspruch nicht fest- 
stellen, so hat es den Antrag nebst den eingereich- 
ten Unterlagen an die Oberfinanzdirektion Saar- 
brücken zur Entscheidung weiterzuleiten. Hält die 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung des Anspruchs gegen den 
Bund nach Grund und Höhe für gegeben, so stellt 
sie den Anspruch fest. Sie gibt diese Entscheidung 
dem Berechtigten und dem Institut bekannt. 

§ 9 

Beweis im Antragsverfahren 

(1) Der Berechtigte hat im Antragsverfahren zu 
beweisen, daß die Voraussetzungen der §§ 1 bis 3 
gegeben sind. In Umwandlungsfällen hat er auch 
die Voraussetzung des § 4 zu beweisen. 

(2) Die Oberfinanzdirektion Saarbrücken kann 
verlangen, daß Geschäftsbücher und Geschäfts- 
papiere des Instituts, die den Sachverhalt betreffen, 
ihr oder einem von ihr bestellten Sachverständigen 
vorgelegt werden. Soweit sich die Pflicht zur Ver- 
schwiegenheit für den Sachverständigen nicht be- 
reits aus anderen Vorschriften ergibt, hat die Ober- 
finanzdirektion den Sachverständigen zur Ver- 
schwiegenheit zu verpflichten. 

§ 10 

Ablehnende Entscheidung der Oberfinanzdirektion 

(1) Eine ablehnende Entscheidung der Oberfinanz- 
direktion Saarbrücken ergeht schriftlich und ist zu 
begründen. Sie muß eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten. 

(2) Der Berechtigte kann gegen die ablehnende 
Entscheidung binnen eines Monats nach Bekannt- 
gabe Einspruch mit dem Ziel einer nochmaligen 
Prüfung bei der Oberfinanzdirektion einlegen. Hilft 
die Oberfinanzdirektion Saarbrücken dem Einspruch 
nicht ab, so kann der Berechtigte binnen eines Mo- 
nats nach Bekanntgabe dieser Entscheidung die An- 
fechtungsklage beim Verwaltungsgericht erheben. 

§ 11 

Gutschrift 

(1) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 hat 
das Institut den festgestellten Anspruch gegen den 
Bund durch Erteilung einer Gutschrift zu erfüllen. 
Die Gutschrift ist für das Ende der Übergangszeit 
vorzunehmen und dem Berechtigten bekanntzuge- 
ben. Mit der Bekanntgabe der Gutschrift an den 
Berechtigten erlischt der Anspruch gegen den Bund. 

(2) Der gutgeschriebene Betrag ist vom Ende der 
Übergangszeit an mit dem Satz zu verzinsen, den 


das Institut nach dem Ende der Übergangszeit für 
die Sparanlage anwendet; war die Sparanlage am 
Ende der Übergangszeit unverzinslich, so ist der 
gutgeschriebene Betrag mit dem Satz zu verzinsen, 
der nach dem Ende der Übergangszeit für Sparein- 
lagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist jeweils fest- 
gesetzt wird. 

(3) Der Berechtigte kann die Auszahlung des 
gutgeschriebenen Betrages nebst Zinsen nicht vor 
Fälligkeit der Sparanlage verlangen. 

§ 12 

Form der Gutschrift bei Spareinlagen 

Beruht der Anspruch auf Leistung gegen den 
Bund auf einer Spareinlage, so wird die Gutschrift 
auf dem Sparkonto erteilt. 

§ 13 

Form der Gutschrift bei Bausparguthaben 

Beruht der Anspruch auf Leistung gegen den 
Bund auf einem Bausparguthaben, so wird die Gut- 
schrift auf dem Bausparkonto erteilt. Satz 1 gilt 
entsprechend für Guthaben bei der Stiftung für 
Wohnungsbau der Bergarbeiter. 

§ 14 

Erfüllung bei Ansprüchen 
aus Lebensversicherungsverträgen 

(1) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 hat das In- 
stitut den festgestellten Anspruch auf Leistung ge- 
gen den Bund nach Maßgabe eines von dem Bundes- 
aufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwe- 
sen zu genehmigenden Geschäftsplanes mit Wir- 
kung für das Ende der Übergangszeit zu erfüllen. 
Dem Berechtigten ist der für ihn wesentliche Inhalt 
des Geschäftsplanes bekanntzugeben. Mit der Be- 
kanntgabe an den Berechtigten erlischt der An- 
spruch gegen den Bund. 

(2) § 11 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§ 15 

Deckung der Verbindlichkeiten 

(1) Das Institut hat in den Fällen des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 einen Anspruch gegen den Bund auf 
Deckung der Verbindlichkeiten, die aus den Gut- 
schriften entstanden sind. In den Fällen des § 1 
Abs. 1 Nr. 4 hat das Institut einen Anspruch gegen 
den Bund auf Deckung des Betrages, in dessen 
Höhe es die Ansprüche seiner Versicherten auf Lei- 
stung gegen den Bund (§ 5 Abs. 1) erfüllt hat. 

(2) Das Institut erhält auf den Anspruch nach Ab- 
satz 1 einen angemessenen Vorschuß. Vorschüsse 
werden auf Antrag von der Deutschen Bundesbank 
ausgezahlt. Die Deutsche Bundesbank kann Nach- 
weise zur Überprüfung der Vertretungsberechtigung 
und der Angemessenheit des Vorschusses verlan- 
gen. 

(3) Ergibt sich bei der Feststellung des Anspruchs 
auf Deckung, daß dem Institut ein höherer Betrag 
als der gezahlte Vorschuß zusteht, so hat der Bund 
den Mehrbetrag bis höchstens zehn vom Hundert 
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des festgestellten Betrages vom Ende der Über- 
gangszeit an mit drei vom Hundert zu verzinsen, 
übersteigt der Vorschuß den festgestellten Betrag, 
so hat das Institut den Vorschuß insoweit zurückzu- 
zahlen; der zurückzuzahlende Betrag ist, soweit er 
zehn vom Hundert des festgestellten Anspruches 
auf Deckung übersteigt, vom Ende der Übergangs- 
zeit an mit drei vom Hundert zu verzinsen. 

§ 16 

Zuteilung des Anspruchs auf Deckung 

(1) Anträge auf Zuteilung der Deckung sind in 
den Fällen des § 7 Abs. 2 und des § 8 Abs. 6 von 
Kreditinstituten, von der Bausparkasse des Saar- 
landes und von der Stiftung für Wohnungsbau der 
Bergarbeiter an die Deutsche Bundesbank, von an- 
deren Bausparkassen und von Versicherungsunter- 
nehmen an das Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen zu richten. 

(2) Anträge auf Zuteilung der Deckung können 
nur gestellt werden, soweit der Anspruch auf Lei- 
stung nach § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1 erfüllt ist. Für 
die Gesamtheit der nach § 7 Abs. 2 festgestellten 
Ansprüche auf Leistung soll nur ein Antrag auf 
Zuteilung der Deckung gestellt werden. Die An- 
träge sollen in den Fällen des § 7 Abs. 2 bis zum 
Ablauf von sechs Monaten nach dem Ende der 
Übergangszeit, im übrigen bis zum Ablauf von drei 
Monaten nach der Erfüllung gestellt werden. Den 
Anträgen ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 eine listenmäßige Zusammenstellung der Gut- 
schriften beizufügen. Der Betrag des Vorschusses 
ist anzugeben. 

(3) Die Institute haben auf Verlangen alle zur 
Bearbeitung erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und Geschäftsbücher und Geschäftspapiere, die den 
Sachverhalt betreffen, vorzulegen. 

(4) Nach Feststellung des Anspruchs auf Deckung 
teilt die Oberfinanzdirektion Saarbrücken den In- 
stituten den festgestellten Betrag zu. Ist die zuge- 
teilte Deckung höher als der dem Institut gewährte 
Vorschuß, so veranlaßt die Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken die Auszahlung des Mehrbetrages 
nebst Zinsen gemäß § 15 Abs. 3 Satz 1 an das In- 
stitut. Ist die zugeteilte Deckung geringer als der 
dem Institut gewährte Vorschuß, so veranlaßt die 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken die Rückzahlung 
des Unterschiedsbetrages nebst Zinsen gemäß § 15 
Abs. 3 Satz 2 durch das Institut. 


§ 17 

Zuteilung des Anspruchs auf Deckung 
in Antragsfällen 

In den Fällen des § 8 Abs. 7 sind Anträge auf 
Zuteilung der Deckung an die Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken zu richten. § 16 Abs. 2 bis 4 gilt ent- 
sprechend. 

§ 18 

Gebühren und Auslagen 

Gebühren und Auslagen für das Verfahren bei 
den Instituten und bei der Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken werden nicht erhoben. 


§ 19 

Vergütung 

(1) Die Institute erhalten vom Bund für jeden von 
ihnen festgestellten Anspruch auf Leistung eine 
Vergütung von einer Deutschen Mark. Erreicht die 
Sparanlage eines Berechtigten bei einem Schuldner- 
institut sechshundert Franken nicht, so entfällt der 
Anspruch auf Vergütung; dies gilt nicht für Spar- 
anlagen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 4. 

(2) Anträge auf Zahlung der Vergütung sind zu- 
gleich mit dem Antrag auf Zuteilung der Deckung 
an die nach § 16 Abs. 1 zuständige Stelle zu richten. 
§ 16 Abs. 2 Satz 1 bis 4, Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 
gilt sinngemäß. 


§ 20 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

§ 21 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ende der Übergangs- 
zeit in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Anlaß und Inhalt der Zusage einer Ersparnis- 
sicherung durch die Bundesregierung 

Bei Abschluß des Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Französischen Repu- 
blik zur Regelung der Saarfrage vom 29. Oktober 
1956 (BGBl. II S. 1589) — Saarvertrag — betrug das 
amtliche Kursverhältnis des französischen Franken 
zur Deutschen Mark etwa 83 Franken = 1 Deutsche 
Mark. Die durchschnittliche Verbrauchergeldparität 
lag etwa bei 100 Franken = 1 Deutsche Mark. Am 
12. August 1957 wurde der französische Franken 
de facto abgewertet. Der amtliche Kurs betrug nun- 
mehr 100 Franken = 1 Deutsche Mark und ent- 
sprach damit der Kaufkraft des Franken. 

Infolge von Lohn- und Preissteigerungen, die an- 
schließend im Saarland einsetzten, trat jedoch er- 
neut eine Verschiebung zwischen dem amtlichen 
Kurs und der Kaufkraft des Franken ein. Für De- 
zember 1957 wurde die durchschnittliche Verbrau- 
chergeldparität mit 118,7 Franken — 1 Deutsche 

Mark ermittelt. 

Diese Entwicklung beunruhigte die saarländische 
Öffentlichkeit, die seit Beginn der Übergangszeit 
zugleich in französischen Franken und Deutscher 
Mark denkt und vor allen Dispositionen automatisch 
einen Vergleich zwischen dem Franken-Kurs und 
dem jeweiligen oder dem zu erwartenden DM-Kurs 
anstellt. Die saarländische Bevölkerung befürchtet 
eine erneute Abwertung des französischen Franken 
und damit Umstellungsverluste bei Einführung der 
Deutschen Mark. Diese Besorgnis förderte die Ten- 
denz, französische Franken in Sachwerten oder in 
Deutsche Mark anzulegen, um sich vor Umstellungs- 
verlusten zu schützen. Eine Folge hiervon war, daß 
von August bis Dezember 1957 z. B. die Sparein- 
lagen bei den Banken und Sparkassen im Saarland 
um rd. 5 Milliarden Franken (dies entspricht an- 
nähernd 20 v. H. der privaten Spareinlagen) zurück- 
gingen, während sie sich bis Juli 1957 ungefähr in 
gleichem Umfang wie in den entsprechenden Vor- 
jahr smonaten erhöht hatten. Auch auf dem Ver- 
sicherungssektor bewirkten die französischen Wäh- 
rungsmaßnahmen eine sichtbare Zurückhaltung der 
Bevölkerung beim Abschluß neuer Verträge. 

Um die saarländische Bevölkerung von der Sorge 
zu befreien, daß ihre Ersparnisse in französischer 
Währung nach ihrer Umstellung auf Deutsche Mark 
eine geringere Kaufkraft haben könnten als im 
August 1957, schlug die Regierung des Saarlandes 
in ihrem an die Bundesregierung gerichteten Me- 
morandum vom 13. November 1957 vor, die Bun- 
desregierung möge den saarländischen Sparern für 
die bis zum Eingliederungstag eintretenden Kauf- 


kraftverluste, sofern sie bei der Währungsumstel- 
lung ihren Niederschlag finden, einen Ausgleich zu- 
sichern (s. E. Nr. 3 des Memorandums). Der Aus- 
gleich soll in der Weise geschehen, daß für Spar- 
einlagen gemäß § 22 KWG, Depositen, Bauspargut- 
haben sowie für Kommunalschuldverschreibungen 
und Pfandbriefe der Landesbank, die bis 3 Monate 
nach Inkrafttreten der Entschädigungszusage gebil- 
det werden, eine Bedienung zum Kurse vom 
100 Franken = 1 Deutsche Mark bei Einführung der 
Deutschen Mark garantiert wird (vgl. Anlage 3 zum 
Memorandum). 

In ihrem Memorandum vom Mai 1958 schränkte 
die Regierung des Saarlandes ihre Forderung ein. 
Sie motivierte das saarländische Begehren in erster 
Linie als Schutzmaßnahme für den „kleinen Sparer", 
führte daneben aber auch politische und wirtschafts- 
politische Gesichtspunkte an. Entsprechend dem 
überwiegend sozialen Charakter der Schutzmaß- 
nahme wünschte sie diese beschränkt auf Spar- 
anlagen natürlicher Personen. Außerdem sollten die 
Sparanlagen, welche unter die Garantie fallen, auf 
4 Hauptgruppen beschränkt werden. Im einzelnen 
führte das Memorandum vom Mai 1958 hierzu - — 
unter II. — folgendes aus: 

„Die in die Garantiezusage einzubeziehenden Spar- 
anlagen umfassen nach den Berechnungen der Re- 
gierung des Saarlandes im Zusammenwirken mit 
den saarländischen Kreditinstituten eine Summe 
| von 36 und höchstens 40 Milliarden Franken. Da- 
I bei geht die Regierung des Saarlandes davon aus, 

I daß nicht alle Bankkonten in die Garantie einbe- 
zogen werden sollen, insbesondere nicht Depo- 
sitenkonten, laufende Gehaltskonten, Hypotheken- 
forderungen und auch nicht Kommunalschuldver- 
schreibungen und Pfandbriefe der saarländischen 
Landesbank. Die im Memorandum der Regierung 
des Saarlandes vom 13. November 1957 (Anlage 3 
des Memorandums) erbetene „Währungsgarantie" 
soll also eine weitere Einschränkung erfahren. 
Demnach wären gegen eine weitere Abwertung 
des Franken, auch im möglichen Falle einer etwa- 
igen Aufwertung der D-Mark, zu sichern 

Mrd. ffrs *) 

1. Spareinlagen natürlicher Personen 

(ohne Postsparguthaben) rd. 26,0 

2. Deckungsrücklagen der Lebensver- 
sicherungen rd. 7,0 

3. Bausparguthaben einschließlich 

des angesparten Betrages bei der 
Stiftung für Wohnungsbau der 
Bergleute rd. 1,6 


*) einschließlich der Einlagen der neuen Institute, die in 
der Tabelle per 31. Dezember 1957 noch nicht enthalten 
sind 
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4. Mündelgelder (deren größter Teil 

wohl in Ziffer 1 enthalten ist) rd. 0 f 2 

5. Sonstige, die ähnliche Vorausset- 

zungen wie zu 1. bis 4. aufweisen, 
z. B. andere Wohnungsbaugutha- 
ben, sowie Postspareinlagen rd. 4,0 

Zu garantierende Gesamtsumme 40,0 

Die Regierung des Saarlandes hat auch davon ab- 
gesehen, etwaige Sparguthaben juristischer Per- 
sonen einzubeziehen, da sie der Zusage im ein- 
schränkenden Sinne einen vorwiegend sozialen 
Charakter beimessen möchte. ..." 

über das Memorandum vom Mai 1958 fanden im 
Juni 1958 Besprechungen zwischen Vertretern der 
Bundesregierung und der saarländischen Regierung, 
und am 30. Juli 1958 zwischen dem Bundeskanzler 
und dem Ministerpräsidenten des Saarlandes statt. 
Hierbei wurde Übereinstimmung über die Grund- 
sätze einer Ersparnissicherung und insbesondere 
auch darüber erzielt, daß sich diese Sicherung nicht 
als allgemeine „Währungsgarantie", sondern nur 
als sozialpolitische Maßnahme zugunsten von „Alt- 
sparern" rechtfertigen lasse. In der Presseverlaut- 
barung über das Gespräch vom 30. Juli 1958 wurde 
die saarländische Bevölkerung darüber unterrichtet, 
daß Fragen der Ersparnissicherung eingehend mit 
dem Bundeskanzler erörtert worden seien und die 
Besprechungen zu einer Übereinstimmung zwischen 
der Bundesregierung und der Saarregierung geführt 
hätten. 

Im Hinblick darauf, daß in der Folgezeit in der saar- 
ländischen Öffentlichkeit eine gewisse Unsicherheit 
darüber entstand, zu welchem Stichtag eine Spar- 
anlage bestanden haben muß, um unter die Zusage 
vom 30. Juli 1958 zu fallen, veröffentlichte die Bun- 
desregierung am 20. Dezember 1958 folgende Presse- 
verlautbarung: 

„Der Bundeskanzler hat gegenüber dem Minister- 
präsidenten der Regierung des Saarlandes am 
30. Juli 1958 zum Ausdruck gebracht, daß die 
Bundesregierung aus sozialpolitischen Erwägun- 
gen bereit ist, die Bedienung von Sparanlagen 
(Spareinlagen, Bausparguthaben, Ansprüche aus 
Lebensversicherungsverträgen in Höhe der Dek- 
kungsrücklage) natürlicher Personen nach Beendi- 
gung der Übergangszeit zum derzeitigen amt- 
lichen Kurs des französischen Franken zur Deut- 
schen Mark sicherzustellen. 

Um den Interessen der saarländischen Bevölke- 
rung weitgehend entgegenzukommen und um Un- 
klarheiten zu beseitigen, die in der saarländischen 
Öffentlichkeit aufgetreten sind, weist die Bundes- 
regierung darauf hin, daß sich ihre Zusage auf 
solche Sparanlagen bezieht, welche am 19. Dezem- 
ber 1958 bestanden haben und bis zum Ende der 
Übergangszeit durchgehalten werden. 

Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit den 
gesetzgebenden Körperschaften einen entsprechen- 
den Vorschlag machen." 

Am 27. Dezember 1958 gab die französische Regie- 
rung eine weitere Abwertung des französischen 


Franken bekannt. Die amtliche Parität zwischen dem 
französischen Franken und der Deutschen Mark be- 
trägt seither 100 Franken = 0,8507 Deutsche Mark 
oder 117,5490 Franken — 1 Deutsche Mark. 

Infolge der französischen Abwertungsmaßnahme ist 
die Zusage der Bundesregierung wirksam geworden. 
Der Gesetzentwurf trägt dieser Verpflichtung unter 
Zugrundelegung der in der Presseverlautbarung 
vom 20. Dezember 1958 bekanntgegebenen Grund- 
sätze Rechnung. 


II. Die Grundgedanken des Gesetzes sind folgende: 

1. Bei dem Entwurf ergeben sich im Aufbau und 
Verfahren gewisse Parallelen zum Altsparergesetz. 
Hierbei darf jedoch nicht übersehen werden, daß 
Ausgangslage und Zielsetzung beider Vorhaben 
grundlegende Unterschiede aufweisen. Das Alt- 
sparergesetz soll als ein Teil der LA-Regelung Här- 
ten einer Währungsreform mildern, welche — be- 
dingt durch Krieg und Zusammenbruch — das Geld- 
wesen völlig neuordnen mußte. Hiermit kann die 
Abwertung des französischen Franken überhaupt 
nicht verglichen werden. Weder sind ihre Auswir- 
kungen mit der Währungsreform 1948 vergleichbar, 
noch handelt es sich überhaupt um einen Ausgleich 
zwischen Sach- und Geldvermögen oder um einen 
Ausgleich der unterschiedlichen Belastung durch 
Krieg und Zusammenbruch. 

| Ziel des Entwurfs kann nur sein, in sozialpoliti- 
1 schem Rahmen ganz besondere Härten auszuglei- 
chen. 

Es bestand deshalb zwischen der Bundesregierung 
und der saarländischen Regierung von Anfang an 
Einverständnis darüber, daß eine „Währungsgaran- 
tie" des Bundes, d. h. ein generelles Eintreten des 
Bundes für die Währungsverluste, die infolge der 
Bindung des Saarlandes an die französische Wäh- 
rung bis zum Ende der Übergangszeit eintreten wür- 
den, aus grundsätzlichen währungspolitischen, volks- 
wirtschaftlichen und finanzpolitischen Erwägungen 
ebensowenig in Betracht kommt wie generelle Aus- 
gleichsmaßnahmen des Bundes für sonstige Nach- 
teile, die sich aus der Zugehörigkeit des Saarlan- 
des zum französischen Wirtschafts- und Währungs- 
gebiet ergeben. Ein Rechtsanspruch der Inhaber von 
französischen Geldzeichen oder von auf französische 
Währung lautenden Forderungen gegen die Bundes- 
republik auf Ersatz der Verluste, die dieser Per- 
sonenkreis infolge der Entwicklung des französi- 
schen Frankens seit dem 1. Januar 1956 erlitten hat, 
besteht nicht. Gleichwohl ist nicht zu verkennen, 
daß die saarländischen Sparer durch die Entwertung 
des Franken im Vergleich zu den Sparern im übri- 
gen Bundesgebiet im allgemeinen ungünstiger ge- 
stellt sind. 

j Durch die Zusage einer Ersparnissicherung durch die 
j Bundesregierung sollte deshalb in einem sozial- 
i politisch vertretbaren Rahmen der Ausgleich gewis- 
| ser Härten, die auf einem bestimmten Gebiet für 
| einen bestimmten Personenkreis bei einem be- 
| stimmten Verhalten während der Übergangszeit an- 
I läßlich der Einführung der Deutschen Mark im Saar- 


7 



Drucksache 1011 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


land eintreten können, in Aussicht gestellt werden, 
Motiv dieser Zusage war, den durch die Abwer- 
tung des französischen Franken vom 12. August 1957 
beunruhigten Sparern die Sicherheit zu geben, daß 
sie unbeschadet einer weiteren Entwertung und 
einer evtl, erneuten Abwertung des französischen 
Franken vor Beendigung der Übergangszeit auch 
bei einer Umstellung ihrer Sparanlagen auf Deut- 
sche Mark zu einem ungünstigeren amtlichen Kurs 
diese im Verhältnis von 100 : 1 bedient erhalten 
und daß sie demnach keine wirtschaftlichen Ver- 
luste erleiden, wenn sie während der Übergangs- 
zeit nicht aus ihren Sparanlagen in Sachwerte oder 
in eine andere Währung flüchten. Diese Zusage 
beruht auf der sozialpolitischen Erwägung, daß der 
„kleine Sparer 1 ' im Saarland keine Nachteile erlei- 
den soll, wenn er während der Monate, in denen 
das Saarland währungsrechtlich noch zum französi- 
schen Währungsgebiet gehört, seine Ersparnisse 
durchhält — und damit der an Kredit- und Investi- 
tionsmitteln interessierten saarländischen Wirtschaft 
zur Verfügung stellt — , anstatt sie im Saarland 
auszugeben — und damit den Preisdruck zu er- 
höhen — oder sie der saarländischen Wirtschaft 
überhaupt zu entziehen. 

2. In Erfüllung der Zusage der Bundesregierung er- 
halten die Inhaber von solchen auf französische 
Währung lautenden Sparanlagen (vgl. Nr. 3), die am 
19. Dezember 1958 bestanden haben, bis zum Ende 
der Übergangszeit durchgehalten und im Zeitpunkt 
der Einführung der Deutschen Mark zum amtlichen 
Kurs umgestellt oder umgewandelt werden, einen 
Anspruch auf Leistung gegen den Bund in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen der umgewan- 
delten oder umgestellten Sparanlage und der im 
Verhältnis von 100 Franken = 1 Deutsche Mark 
umgerechneten Sparanlage. Das Umwandlungsver- 
hältnis für Spareinlagen ist nach Artikel 55 Abs. 2 
und 4 des Saarvertrages der amtliche Kurs; für die 
übrigen Sparanlagen wird es durch eine von der 
Bundesregierung auf Grund der Ermächtigung in 
§ 17 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Eingliede- 
rung des Saarlandes vom 23. Dezember 1956 (BGBl. I 
S. 1011) zu erlassende Rechtsverordnung festzulegen 
sein. Durch die Leistung des Bundes werden die Be- 
rechtigten wirtschaftlich so gestellt wie sie stehen 
würden, wenn ihre Sparanlagen zu dem am 19. De- 
zember 1958 gültigen amtlichen Kurs von 100 Fran- 
ken = 1 Deutsche Mark umgestellt oder umgewan- 
delt werden würden. 

3. Das Ziel des Entwurfs, in sozialpolitischem Rah- 
men ganz besondere Härten auszugleichen, verbietet 
es von selbst, etwa die Auswirkung der Abwertung 
des französischen Franken von Ende 1958 schema- 
tisch rückgängig zu machen. Andererseits können 
die Leistungen des Bundes schon aus praktischen 
Gründen nicht nach den Umständen des jeweiligen 
Einzelfalles bemessen werden. Der Entwurf muß 
daher typische Härtefälle in Gruppen zusammen- 
fassen und diese einheitlich regeln. Die hierdurch 
bedingte Grenzziehung führt zwangsläufig zu ge- 
wissen Abgrenzungshärten. Diese sind jedoch un- 
vermeidlich, wenn nicht der sozialpolitische Zweck 
des Vorhabens und seine praktische Durchführbar- 
keit gefährdet werden sollen. Eine ähnliche Frage- 


stellung war auch bei dem Altsparergesetz gegeben. 
Entsprechend seiner sachlich abweichenden Proble- 
matik können und müssen jedoch bei dem vorlie- 
genden Entwurf die Tatbestände anders abgegrenzt 
werden. 

a) Die Sparanlagen, welche unter die Ersparnis- 
sicherung fallen, sind — entsprechend dem Me- 
morandum der saarländischen Regierung vom 
Mai 1958 — Spareinlagen bei Kreditinstituten 
im Saarland und beim Postscheckamt Saar- 
brücken, Bausparguthaben bei den im Saarland 
zugelassenen Bausparkassen, die Guthaben bei 
der Stiftung für Wohnungsbau der Bergarbeiter 
und die Ansprüche gegen im Saarland zugelas- 
senen Versicherungsunternehmen aus Lebens- 
versicherungsverträgen, bei denen eine Prämien- 
reserve gebildet worden ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4). 

Der Entwurf zieht — entsprechend dem Vor- 
schlag der Regierung des Saarlandes vom Mai 
1958 — - nicht auch Depositen, Kommunalschuld- 
verschreibungen und Pfandbriefe der Landesbank 
sowie Hypotheken in die Ersparnissicherung ein. 

b) Der Entwurf geht jedoch über die Vorschläge des 
Memorandums der saarländischen Regierung 
hinaus, indem er in § 2 Abs. 3 in Durchbre- 
chung des Grundsatzes, daß nur natürliche Per- 
sonen Anspruch auf Leistung gegen den Bund 
haben (vgl. § 2 Abs. 1 ), die Möglichkeit eröff- 
net, durch Rechtsverordnung bestimmte Versor- 
gungseinrichtungen sowie Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und Vermögensmassen, 
welche kirchlichen, gemeinnützigen oder mild- 
tätigen Zwecken dienen, natürlichen Personen 
gleichzustellen. Diese Durchbrechung rechtfertigt 
sich aus der sozialen Zweckbestimmung dieser 
Einrichtungen. 

4. Dem sozialpolitischen Charakter der Ersparnis 
Sicherung hätte es entsprochen, die Entschädigungs- 
berechtigung einer natürlichen Person auf einen 
Höchstbetrag zu beschränken. Dies hätte jedoch in 
der technischen Durchführung dazu gezwungen, 
sämtliche Sparanlagen einer einzelnen natürlichen 
Person zusammenzuführen und damit — in Anbe- 
tracht der die sozialpolitisch vertretbare Obergrenze 
nur in geringer Zahl übersteigenden Grenzfälle — 
zu einer Komplizierung des Gesetzes geführt, welche 
im Interesse der Verwaltungsvereinfachung ebenso 
wie der raschen Bereitstellung des Unterschieds- 
betrages vermieden werden sollte und mußte. Aus 
diesen Gründen verzichtete der Entwurf entspre- 
chend der Zusage der Bundesregierung auf eine 
Obergrenze. 

5. Das Gesetz will die Nachteile ausgleichen, die 
Gläubiger von Sparanlagen dadurch erleiden, daß 
das Saarland aus politischen Gründen während der 
Übergangszeit im Währungsgebiet des französischen 
Franken verbleibt und daß die Sparer infolge der 
Abwertung des Franken 1958 bei Einführung der 
Deutschen Mark im Saarland für ihre am 19. Dezem- 
ber 1958 bestehenden Sparanlagen einen geringe- 
ren Betrag in Deutscher Mark erhalten, als sie er- 
halten würden, wenn das Saarland schon vor der 
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Abwertung zum Währungsgebiet der Deutschen 
Mark gehört hätte. 

Voraussetzung für einen Anspruch auf Leistung 
nach diesem Gesetz ist deshalb, daß die am 19. De- 
zember 1958 bestehenden Sparanlagen bis zum Ende 
der Übergangszeit durchgehalten und auf Deutsche 
Mark umgestellt oder umgewandelt werden (§ 1 
Abs. 2 Satz 1). Anders als nach dem Altsparergesetz 
— das den kriegsbedingten Verlust zahlreicher 
Bankunterlagen berücksichtigen mußte — genügt 
zur Feststellung, ob eine Sparanlage durchgehalten 
wurde, nicht ein Vergleich zwischen dem Nenn- 
betrag der Sparanlage am 19. Dezember 1958 und 
im Zeitpunkt der Beendigung der Übergangszeit 
(Stichtagsvergleich). Wird eine Sparanlage zwischen 
diesen Stichtagen durch Abgänge vermindert, so 
verringert sich dadurch die Höhe der unter die Er- 
sparnissicherung fallenden Sparanlage auch dann, 
wenn die Minderung bis zum Ende der Übergangs- 
zeit durch Zugänge wieder ausgeglichen wurde. 

Einer ununterbrochen durchgehaltenen Sparanlage 
gleichgestellt werden — entsprechend § 13 des Alt- 
sparergesetzes — die sogenannten Umwandlungs- 
fälle (§ 4). 

6. Aus der sozialpolitischen Zielsetzung des Geset- 
zes, die „kleinen Sparer" vor bestimmten Nach- 
teilen zu schützen, folgt, daß anspruchsberechtigt 
nur natürliche Personen sein können, und auch dies 
nur, sofern die Sparanlage nicht am 19. Dezember 
1958 für ein in das Handelsregister eingetragenes 
Unternehmen geführt worden war und somit als 
werbendes Vermögen einer Firma anzusehen ist. 
Diese Abgrenzung entspricht dem Ausschluß der 
Entschädigungsberechtigung von Kaufleuten nach 
§ 4 Abs. 5 des Altsparergesetzes. Entsprechendes 
gilt grundsätzlich auch für Sparanlagen, die zugun- 
sten eines nicht rechtsfähigen Vereins geführt 
waren, da ihre generelle Einbeziehung über die 
Zielsetzung dieses Gesetzes hinausginge, es sei 
denn, daß derartige Vereine über § 2 Abs. 3 an- 
spruchsberechtigt werden. 

Anspruchsberechtigt sind natürliche Personen, zu 
deren Gunsten eine Sparanlage bei Einführung der 
Deutschen Mark umgewandelt oder umgestellt wird 
(§ 2 Abs. 1 Satz 1). Anspruchsberechtigt sind somit 
nicht nur Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im 
Saarland, sondern insbesondere auch Personen mit 
gewöhnlichem Aufenthalt im übrigen Bundesgebiet, 
sofern deren Sparanlagen nach Artikel 55 Abs. 2 
Satz 2 des Saarvertrages als Spareinlagen um- 
wandlungsfähig sind oder auf Grund der von der 
Bundesregierung nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über die Eingliederung des Saarlandes vom 23. De- 
zember 1956 zu erlassenden Rechtsverordnung um- 
gestellt werden. Eine Einbeziehung der — betrags- 
mäßig vermutlich nicht sehr in das Gewicht fallen- 
den -- Sparanlagen von Personen im Bundesgebiet 
außerhalb des Saarlandes vermeidet unbillige Här- 
ten. Vor allem die etwa 2000 Grenzgänger, welche 
ein Guthaben bei der Stiftung für Wohnungsbau der 
Bergarbeiter (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3) haben, müßten 
es als nicht verständliche Schlechterstellung empfin- 
den, wenn ihre Sparanlage nicht ebenso behandelt 


! würde wie die entsprechenden Guthaben ihrer Kol- 
| legen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Saarland. 

7. Der Anspruch auf Leistung, welchen das Gesetz 
den Berechtigten gewährt, errechnet sich als der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem seit Ende 1958 
geltenden amtlichen Kurs von 117,549 Franken = 

| 1 Deutsche Mark und dem bis dahin maßgeblichen 
! Kurs von 100 Franken = 1 Deutsche Mark (§ 5). Er 
beträgt somit unter Zugrundelegung des derzeitigen 
j amtlichen Kurses 17,549 v. H. des Nennbetrages der 
! Sparanlage in Deutscher Mark. 

i Der Anspruch richtet sich gegen den Bund. Er wird 
| durch Erteilung einer Gutschrift in Deutscher Mark 
l mit Wirkung vom Zeitpunkt der Beendigung der 
Übergangszeit an durch das Institut, bei welchem 
die Sparanlage geführt wird, erfüllt (§§ 11 bis 14). 

| Mit der Gutschrift erlischt der Anspruch gegen den 
| Bund. Der gutgeschriebene Betrag ist mit dem für 
I die Sparanlage geltenden Satz verzinslich. Die Aus- 
| Zahlung der Gutschrift kann erst mit Fälligkeit der 
| Sparanlage verlangt werden (vgl. § 11 Abs. 3). 

8. Die für die Feststellung der Ansprüche auf Lei- 
| stung erforderlichen Unterlagen befinden sich in 
I aller Regel bei den Instituten, bei welchen die Spar- 
| anlage gehalten wird. Deshalb haben diese Institute 
I die Bearbeitung der Leistungsansprüche grundsätz- 
I lieh „von Amts wegen" vorzunehmen (§ 7). Sie er- 
| halten für jeden von ihnen festgestellten Leistungs- 
I anspruch (vgl. § 7 Abs. 2) eine Vergütung von 

1 Deutschen Mark vom Bund (§ 19). 

| Zweifelsfälle werden von der Oberfinanzdirektion 
! Saarbrücken auf Antrag des Berechtigten bearbeitet, 
j Die Anträge sind spätestens bis zum 30. September 
[ 1960 zu stellen (§ 8 Abs. 1). 

Gegen ablehnende Entscheidungen der Oberfinanz- 
direktion Saarbrücken ist der Verwaltungsrechts- 
weg gegeben (§ 10). 

9. Die Institute erhalten zur Deckung der ihnen aus 
j den Gutschriften entstehenden Verbindlichkeiten 
j einen Anspruch gegen den Bund. Vom Zeitpunkt 
i der Beendigung der Übergangszeit an können sie 
| auf ihren Deckungsanspruch eine angemessene Vor- 
schußzahlung verlangen (vgl. §§ 15 bis 17). 


III. Die Belastung des Bundes aus dem Gesetz 

Die Belastung des Bundes ist eine doppelte. Nach 
§ 15 haben die Institute zur Deckung der ihnen aus 
den Gutschriften entstehenden Verbindlichkeiten 
einen Anspruch gegen den Bund. Die Flöhe dieser 
Ansprüche wird auf ca. 80 Millionen Deutsche Mark 
| geschätzt. 

Der Anspruch der Institute auf Vergütung (§ 19 
Abs. 1) in Höhe von 1 Deutschen Mark für jeden 
von ihnen festgestellten Leistungsanspruch dürfte 
sich schätzungsweise auf 1,5 bis 2 Millionen Deut- 
sche Mark belaufen. 

Dieser Berechnung liegen Schätzungen der zustän- 
j digen saarländischen Stellen zugrunde. Hierbei ist 
i zu beachten, daß, sich z. Z. abschließend insbeson- 
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dere noch nicht übersehen laßt, in welchem Umfang | 
Sparanlagen von Versorgungseinrichtungen sowie 
von kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen 
Einrichtungen im Sinne von § 2 Abs. 3 in die Erspar- 
nissicherung einbezogen werden. 


Art der Sparanlage 
(§ i Abs. 1) 

Anzahl der 
Konten 
Ende 1958 
(geschätzt) 

gesicherter 

ffrs-Betrag 

(geschätzt) 



Milliarden 

Spareinlagen bei Banken 
(Nr. 1) 

504 000 

30 

Postspareinlagen beim 
Postscheckamt Saarbrücken 
(Nr. 1) 

50 000 

0,629 

Bausparguthaben 
(Nr. 2) 

6 700 

1,2 

Guthaben bei der Stiftung 
für Wohnungsbau 
(Nr. 3) 

40 000 

2,6 

Lebens- und Renten- 
versicherungen 

750 000 

14,5 


(Nr. 4) 

von Versorgungs- 
einrichtungen 0,650 

(§ 2 Abs. 3) 

von Sozialeinrichtungen 2 

(§ 2 Abs. 3) 


B. Besonderes 

Der Gesetzentwurf regelt in seinem ersten Abschnitt 
— Allgemeine Vorschriften (§§ 1 bis 7) - — - die mate- 
riellen Voraussetzungen des Anspruchs auf Leistung 
gegen den Bund (Kreis der gesicherten Sparanlagen, 
berechtigte Personen, Grund und Höhe des Lei- 
stungsanspruchs). Der zweite Abschnitt (§§ 8 bis 19) 
betrifft das Verfahren. 


Erster Abschnitt 
Zu § 1 

§ 1 grenzt den Kreis der Ersparnisse ab, auf welche 
der Bund die in § 5 festgelegte Leistung gewährt. 
Die Abgrenzung (vgl. hierzu auch Allgemeines II. 3.) 
erfolgt in zweifacher Weise: Einmal müssen die 
Ersparnisse eine Sparanlage im Sinne von Absatz 1 
sein. Zum anderen muß die Sparanlage nach Ab- 
satz 2 vom 19. Dezember 1958 bis zum Ende der 
Übergangszeit ununterbrochen bestanden haben und 
in Deutsche Mark umgewandelt oder auf Deutsche 
Mark kraft Gesetzes umgestellt worden sein. 

Die in Absatz 1 aufgeführten Sparanlagen lassen 
sich in drei Gruppen einteilen: 

a) Spareinlagen bei Kreditinstituten und Postspar- j 
guthaben (Nr. 1), 


| b) Bausparguthaben und entsprechende Guthaben 
bei der Stiftung für Wohnungsbau der Berg- 
arbeiter (Nr. 2 und 3), 

c) Ansprüche aus Lebensversicherungsverträgen 
(Nr. 4). 

Im einzelnen ist zu den Sparanlagen folgendes zu 
bemerken: 

Spareinlagen bei Kreditinstituten (Nr. 1 ) sind Geld- 
einlagen im Sinne von § 22 des Kreditwesengesetzes 
vom 25. September 1939 (RGBl. I S. 1955). Die Geld- 
anlage muß demnach als Spareinlage gekennzeich- 
net sein. Die Kennzeichnung erfolgt in der Regel 
durch Ausfertigung eines Sparbuches. Es genügt 
jedoch auch, wenn eine Sparmarke oder Sparkarte 
ausgegeben oder die Geldeinlage als Spareinlage 
lediglich auf dem Kontoblatt vermerkt worden ist. 
Keine Spareinlagen sind z. B. Termineinlagen und 
Sichteinlagen, zu denen auch die sogenannten Spar- 
giroeinlagen gehören. Postspareinlagen sind die bei 
einer Abteilung des Postscheckamts Saarbrücken 
geführten Postsparguthaben, die durch ein von 
einer Postanstalt im Saarland ausgestelltes Post- 
sparbuch ausgewiesen werden. Das Saarland besitzt 
kein selbständiges Postsparkassenamt. 

Aus der Zielsetzung des Gesetzes, Sparanlagen zu 
begünstigen, die am 19. Dezember 1958 bestanden, 
folgt, daß die Spareinlagen zu diesem Zeitpunkt — 
und nicht erst am Ende der Übergangszeit — als 
solche gekennzeichnet gewesen sein müssen. 

Bausparguthaben bei den im Saarland zugelassenen 
Bausparkassen (Nr. 2) sind auf Bausparverträgen 
beruhende Guthaben bei den Bausparkassenabtei- 
lungen der saarländischen Kreditinstitute sowie 
entsprechende Guthaben bei den 10 Bausparkassen 
mit Sitz im übrigen Bundesgebiet, die seit 1958 im 
Saarland zum Geschäftsbetrieb zugelassen worden 
sind, sofern diese Guthaben auf Abschlüsse im 
Saarland beruhen. 

Die Guthaben bei der Stiftung für den Wohnungs- 
bau der Bergarbeiter (Nr. 3) sind Bausparguthaben 
bei Bausparkassen wirtschaftlich gleichzusetzen. 
Diese Guthaben beruhen auf Verträgen, welche die 
! Bergarbeiter der Saarbergwerke AG in den vergan- 
genen Jahren mit dieser Stiftung abgeschlossen 
haben. Nach Ansparen eines bestimmten Betrages 
erwerben die Gläubiger - — wie bei Bausparkassen- 
verträgen — ein Anrecht auf ein Baudarlehen. 

Nr. 4 bezieht Ansprüche aus Lebensversicherungs- 
verträgen (Kapital- und Rentenversicherungen) in 
den Kreis der gesicherten Sparanlagen ein, soweit 
ihnen ein Sparvorgang zugrunde liegt, der in der 
Bildung einer Prämienreserve besteht. Nicht unter 
Nr. 4 fallen solche Lebensversicherungsverträge, bei 
denen nur für den vorzeitig eintretenden Versiche- 
rungsfall eine Leistung zugesagt ist (z. B. kurzfristige 
Risikoversicherung), der Beitrag einen Sparanteil 
nicht enthält und deshalb eine Prämienreserve nicht 
zu bilden ist. In diesen Fällen liegt kein Sparvor- 
gang vor. 

| Im allgemeinen werden in der Lebensversicherung 
j gleichbleibende Jahresbeiträge, gelegentlich auch 
| Einmalbeiträge, gezahlt. Den gezahlten Beiträgen 
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kann der Versicherer neben den darin enthaltenen 
Kostenzuschlägen nur diejenigen Anteile entneh- 
men, die er in dem betreffenden Geschäftsjahr zur 
Deckung der vorzeitig eintretenden Versicherungs- 
fälle voraussichtlich benötigt (Risikoanteil). Den ver- 
bleibenden Teil der gezahlten Beiträge (Sparanteil) 
muß der Versicherer verzinslich ansammeln, damit 
er insbesondere in denjenigen Fällen, in denen der 
Versicherungsfall nicht vorzeitig, sondern erst mit 
dem Ablauf der Versicherungsdauer eintritt, die 
vertragliche Versicherungsleistung erbringen kann. 
Unter Prämienreserve ist die Gesamtheit der zu 
einem bestimmten Zeitpunkt vorhandenen verzins- 
lich angesammelten Sparanteile zu verstehen. 

Die Einzelheiten über Aufteilung der Beiträge in 
Risiko- und Sparanteile, den Rechnungszinssatz und 
die Errechnung der Prämienreserve sind in dem von 
der Versicherungsaufsichtsbehörde genehmigten 
Geschäftsplan des Versicherers enthalten. 

Nr. 4 stellt nicht nur darauf ab, daß die Bildung 
einer Prämienreserve nach dem Geschäftsplan ge- 
boten ist. Vielmehr muß eine Prämienreserve tat- 
sächlich auch am 19. Dezember 1958 gebildet sein; 
nur insoweit sie zu diesem Zeitpunkt gebildet war, 
liegt eine Sparanlage im Sinne von Absatz 1 vor. 

Unter Nr. 4 fallen Ansprüche gegen Versicherungs- 
Unternehmen mit Sitz oder Niederlassung im Saar- 
land und gegen Versicherungsunternehmen mit Sitz I 
im übrigen Bundesgebiet, sofern diese seit 1958 im 
Saarland zum Versicherungsgeschäft zugelassen 
wurden und der Anspruch auf dem Saargeschäft j 
beruht. 

i 

Nach Absatz 2 Satz 1 ist der Leistungsanspruch ge- I 
gen den Bund von drei Voraussetzungen abhängig, j 
Die Sparanlage muß 

j 

1. am 19. Dezember 1958 bestanden haben, 

2. bis zum Ende der Übergangszeit ununterbrochen 
durchgehalten werden und 

3. in Deutsche Mark umgewandolt oder kraft Ge- 
setzes umgestellt werden. 

Der 19. Dezember 1958 ist der Zeitpunkt der Zusage 
der Ersparnissicherung durch die Bundesregierung 
(vgl. Allgemeines I.). 

Nur insoweit die am 19. Dezember 1958 bestehende 
Sparanlage am Ende der Übergangszeit noch be- 
steht, kann sie auf Deutsche Mark umgewandelt 
oder umgestellt werden. Durch die Umwandlung 
(Umstellung) zu dem infolge der Abwertung des 
französischen Franken Ende 1958 ungünstigeren 
neuen amtlichen Kursverhältnis von 117,549 Franken 
= 1 Deutsche Mark tritt die „Abwertung" der Spar- 
anlage gegenüber einem Kursverhältnis von 100 
Franken = 1 Deutsche Mark in Erscheinung, welche 
auszugleichen Ziel dieses Gesetzes ist. Deshalb ist 
die Umwandlung (Umstellung) der Sparanlage auf • 
Deutsche Mark wesentliche Voraussetzung für das | 
Entstehen des Leistungsanspruches. 

Ist eine Sparanlage vor dem Ende der Übergangszeit j 
beendet worden, so kann sie nur dann unter die j 
Ersparnissicherung fallen, wenn sie nach Maßgabe I 


von § 4 in eine andere Sparanlage umgewandelt 
wurde oder wird. 

Nach Absatz 2 Satz 1 besteht im Falle des Durch- 
haltens einer Sparanlage bis zum Ende der Über- 
gangszeit ein Anspruch auf Leistung nur, insoweit 
eine am 19. Dezember 1958 bestehende Sparanlage 
ununterbrochen durchgehalten wird. Berechnungs- 
grundlage für den Leistungsanspruch ist somit der 
am 19. Dezember 1958 gesparte Betrag. Erhöhungen 
nach diesem Zeitpunkt sind unbeachtlich. Wird die 
Sparanlage bis zum Ende der Übergangszeit durch 
Verfügungen gemindert, so verringert sich damit 
grundsätzlich der Betrag der Sparanlage, auf 
welchen die Ersparnissicherung gewährt wird. Der- 
artige zwischenzeitliche Minderungen können nicht 
durch nachfolgende Neuzugänge ausgeglichen wer- 
den. Geht jedoch der Minderung ein Zugang in 
mindestens gleicher Höhe voraus, so ist der Abgang 
als zu Lasten des Zuganges gehend anzusehen 
(„last in, first out"). Maßgeblich ist somit der nied- 
rigste Kontostand zwischen dem 19. Dezember 1958 
und dem Ende der Übergangszeit. 


Beispiele: 


1. Stand einer Spareinlage am 




19. Dezember 1958 

10 

000 

ffrs 

Einzahlung am 1. Februar 1959 

2 

000 

ffrs 

Auszahlung am 1. März 1959 

3 

000 

ffrs 

Stand der Sparanlage am Ende der 




Übergangszeit 

9 

000 

ffrs 

Betrag der gesicherten Spareinlage 

9 

000 

ffrs 

2. Stand einer Spareinlage am 




19. Dezember 1958 

10 

000 

ffrs 

Auszahlung am 1. Februar 1959 

3 

000 

ffrs 

Einzahlung am 1. März 1959 

2 

000 

ffrs 

Stand der Sparanlage am Ende der 




Übergangszeit 

9 

000 

ffrs 

Betrag der gesicherten Spareinlage 

7 

000 

ffrs 


An sich wäre es technisch einfacher, wenn Absatz 2 
in Anlehnung an die Regelung in § 7 Abs. 1 des 
Altsparergesetzes lediglich auf einen Vergleich des 
Nennbetrages der Sparanlage am 19. Dezember 1958 
und am Ende der Übergangszeit abstellen würde. In 
diesem Falle würden jedoch zwischenzeitliche Ab- 
buchungen, sofern sie durch nachfolgende Neuzu- 
gänge ausgeglichen würden, unberücksichtigt blei- 
ben. Die hierin liegende Begünstigung der neuen 
Sparbeträge durch ihre Einbeziehung in die Erspar- 
nissicherung wäre sachlich jedoch nicht gerecht- 
fertigt, da die Neuzugänge in abgewerteten Franken 
erfolgen. 

Die Umwandlung oder Umstellung einer Sparanlage 
bestimmt sich nach den vom Paritätischen Wäh- 
rungsausschuß (Artikel 57 des Saarvertrages in 
Verbindung mit seiner Anlage 18) für die Umwand- 
lung von Guthaben zu erlassenden Anordnungen 
und nach der von der Bundesregierung auf Grund 
von § 17 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes zur Eingliede- 
rung des Saarlandes zu erlassenden Verordnung 
über die Umstellung von Schuldverhältnissen und 
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dinglichen Rechten im Saarland. Nur soweit nach 
diesen Vorschriften eine Sparanlage umgewandelt 
oder kraft Gesetzes umgestellt wird, sieht Absatz 2 
die Gewährung des Leistungsanspruches vor. Nicht 
unter Absatz 2 fallen somit Sparanlagen, die durch 
Parteivereinbarung auf Deutsche Mark umgestellt 
werden. Nach Artikel 55 Abs. 5 des Saarvertrages 
bleiben Forderungen und Verbindlichkeiten zwi- 
schen Personen im Saarland und in Frankreich 
grundsätzlich in Franken bestehen. Die Parteien 
können jedoch eine Umstellung auf Deutsche Mark 
vereinbaren. Für derartige, in Abweichung von der 
generellen gesetzlichen Regelung kraft Parteiver- 
einbarung umgestellte Ansprüche von Gläubigern, 
welche im Währungsgebiet des französischen Fran- 
ken (außerhalb des Saarlandes) ansässig sind, eine 
zusätzliche Leistung zu Lasten des Bundes zu ge- 
währen, besteht keine Veranlassung. 

Nach Satz 2 gelten für das Jahr 1958 gutgeschrie- 
bene Zinsen auch insoweit als Sparanlage, als sie 
erst nach dem 19. Dezember 1958 gutgeschrieben 
werden. Hierdurch wird vermieden, daß in den 
Fällen, in denen Schuldnerinstitute Zinsen erst nach 
dem 19. Dezember 1958 gutgeschrieben haben, die 
Gläubiger schlechter gestellt sind als die Gläubiger 
solcher Institute, die — wie z. B. Kreditinstitute — 
im allgemeinen die Zinsen für das abgelaufene Jahr 
vor dem 19. Dezember gutschreiben. 

Zu § 2 

§ 2 legt den Kreis der Anspruchsberechtigten fest. 

Absatz 1 Satz 1 beschränkt die Anspruchsberechti- 
gung grundsätzlich auf natürliche Personen oder 
eine Mehrheit natürlicher Personen (Ausnahmen 
siehe Absatz 3). Die Beschränkung folgt aus der 
sozialpolitischen Zielsetzung des Gesetzes, die Spar- 
anlagen der „kleinen Sparer" zu sichern. 

Aus dieser Zielsetzung folgt ferner die weitere Ein- 
schränkung in Satz 2. Danach sind natürliche Per- 
sonen dann nicht anspruchsberechtigt, wenn die 
Sparanlage am 19. Dezember 1958 für ein im Han- 
delsregister eingetragenes Unternehmen geführt 
worden war, d. h., wenn die Sparanlage auf die 
Firma eines Einzelkaufmannes oder einer handels- 
rechtlichen Gesellschaft lautet, sie somit als wer- 
bendes Geschäftsvermögen anzusehen ist. Gleich- 
gestellt sind Sparanlagen nicht rechtsfähiger Ver- 
eine. 

Die Abgrenzung in Absatz 1 entspricht grundsätz- 
lich der Regelung in § 4 Abs. 5 des Altsparer- 
gesetzes. 

Daß anspruchsberechtigt nur solche natürliche Per- 
sonen sind, zu deren Gunsten eine Sparanlage um- 
gewandelt oder kraft Gesetzes umgestellt worden 
ist, ergibt sich aus dem oben zu § 1 Abs. 2 Gesagten. 
Es dürfte davon auszugehen sein, daß die Umstel- 
lungsvorschriften der Bundesregierung und des 
Paritätischen Währungsausschusses grundsätzlich 
eine Umstellung (Umwandlung) der Sparanlagen 
von solchen Berechtigten vorsehen, welche im Bun- 
desgebiet (einschließlich des Saarlandes) am Ende 
der Übergangszeit ansässig sind, es sei denn, daß 


auf Grund von Artikel 55 Abs. 2 Satz 2 des Saar- 
vertrages die Umwandlung bestimmter Guthaben 
von Bewohnern im Bundesgebiet (außer dem Saar- 
land) ausgeschlossen ist. 

Anspruchsberechtigt ist eine Person, zu deren Gun- 
sten eine Sparanlage umgewandelt oder umgestellt 
wird. Im Zweifel dürfte hierbei auf den formell Be- 
rechtigten abzustellen sein. Für die Fälle einer 
Sicherungsübereignung und Treuhandschaft, in 
denen der formell Berechtigte nicht zugleich der 
letztlich wirtschaftlich Berechtigte ist, bestimmt 
Absatz 2 , daß die Sparanlage dem materiell Berech- 
tigten, d. h. dem Veräußerer oder Treugeber, zuzu- 
rechnen ist. 

Aus entsprechenden sozialpolitischen Erwägungen, 
welche in § 4 Abs. 6 und 7 des Altsparergesetzes zu 
einer Durchbrechung des Grundsatzes führten, daß 
nur natürliche Personen anspruchsberechtigt sein 
sollen, ermächtigt, Absatz 3 die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung, a) Versorgungseinrichtun- 
gen, welche unter Staatsaufsicht stehen und die den 
Leistungsempfängern einen Rechtsanspruch auf Ver- 
sorgung gewähren, sowie b) sogenannte Sozialfonds 
natürlichen Personen gleichzustellen. 

Die Ermächtigung bezüglich der Sozialfonds ent- 
spricht § 4 Abs. 7 des Altsparergesetzes. Demgegen- 
über ist die Ermächtigung bezüglich der Versor- 
gungseinrichtungen enger als § 4 Abs. 6 des Alt- 
sparergesetzes. Buchstabe a soll die Einbeziehung 
der staatlich beaufsichtigten Versorgungseinrichtun- 
gen der freien Berufe (wie z. B. die Versorgungs- 
einrichtung der Ärztekammer, Rechtsanwaltskam- 
mer) — und damit eine Sicherung ihrer in Spar- 
anlagen im Sinne von § 1 Abs. 1 gebildeten Rück- 
lagen — ermöglichen. Es würde das Ziel dieses 
Gesetzes überschreiten, betriebliche Unterstützungs- 
und Hilfskassen, welche ausschließlich aus Mitteln 
der Unternehmen und nicht der Arbeitnehmer 
gespeist werden und welche daher keinen Rechts- 
anspruch auf Versorgung oder Unterstützung ge- 
währen, in Absatz 3 aufzunehmen. 

Da die Abgrenzung der unter Absatz 3 fallenden 
Einrichtungen und ihrer Sparanlagen gewisse 
Schwierigkeiten bereitet und eingehende technische 
Vorschriften erforderlich macht (vgl. die Vierte Ver- 
ordnung zur Durchführung des Altsparergesetzes 
vom 6. Mai 1957 — BGBL I S. 428), soll dieses 
Gesetz nicht mit dieser Regelung belastet werden. 

Zu § 3 

Aus dem Grundgedanken des Gesetzes, den Sparern 
die Ersparnisse cherung zugute kommen zu lassen, die 
ihre Sparanlage ununterbrochen vom 19. Dezember 
1958 bis zum Ende der Übergangszeit durchgehalten 
haben, folgt, daß grundsätzlich ein Wechsel in der 
Person des Gläubigers zwischen dem 19. Dezember 
1958 und dem Ende der Übergangszeit einen An- 
spruch auf Leistung ausschließt (§ 3 erster Halbsatz). 
Eine starre Durchführung dieses Grundsatzes würde 
jedoch zu nicht vertretbaren Härten führen. Nach 
§ 3, 2. Halbsatz, schließt deshalb in den dort aufge- 
führten Fällen ein Wechsel in der Person des Gläu- 
bigers den Anspruch auf Leistung nicht aus. 
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Zu § 4 if 

Die Vorschrift behandelt den Schuldnerwechsel so- 
wie den Wechsel der Anlage bei demselben Schuld- 
ner (sogenannte Umwandlungsfälle). 

Grundsätzlich muß eine Sparanlage vom 19. Dezem- 
ber 1958 bis zum Ende der Übergangszeit bei dem- 
selben Schuldner in derselben Form geführt werden. 
Dies ergibt sich aus dem Durchhalteprinzip (§ 1 
Abs. 2 Satz 1). In Abweichung hiervon erkennt Ab- 
satz 1, erster Halbsatz, aus Billigkeitserwägungen 
auch eine nach dem 19. Dezember 1958 begründete 
Sparanlage als zu sichernde Sparanlage an, sofern 
sie aus einer am 19. Dezember 1958 bestehenden 
Sparanlage desselben Gläubigers oder seines Rechts- 
vorgängers herrührt und binnen zwei Monaten nach 
völliger oder teilweiser Beendigung der früheren 
Sparanlage begründet worden ist. Diese Vorausset- 
zung liegt z. B. vor, wenn ein Anspruch aus einem 
Lebensversicherungsvertrag Ende 1958 fällig und 
der ausgezahlte Betrag innerhalb von zwei Monaten 
als Spareinlage bei einem Kreditinstitut von dem 
Bezugsberechtigten einbezahlt wurde. 

Um Härten zu vermeiden, die dadurch entstehen 
können, daß die Inhaber von zwischen dem 19. No- 
vember 1958 und dem 18. Dezember 1958 beendeten 
Sparanlagen nicht rechtzeitig Kenntnis davon erhiel- 
ten, daß sie der Ersparnissiicherung teilhaftig wer- 
den, wenn sie den ausbezahlten Betrag umgehend 
wieder als Sparanlage anlegen, erkennt Absatz 1, 

2. Halbsatz, in diesen Fällen die Neubegründung 
einer Sparanlage bis zum 18. Februar 1959 als Um- 
wandlungsfall an. Als echter Umwandlungsfall kann 
nicht anerkannt werden, wenn ein Sparer seine 
Spareinlage abhebt, verwendet und innerhalb von 
zwei Monaten — mit neuerworbenen, abgewerteten 
Franken — bei demselben Schuldnerinstitut eine 
neue gleichartige Spareinlage begründet. Deshalb 
schließt Absatz 2 diesen Fall als Umwandlungsfall 
im Sinne von Absatz 1 aus. 

Zu § 5 

Der Entwurf unterscheidet zwischen dem öffentlich- 
rechtlichen Anspruch des Berechtigten auf Leistung 
gegen den Bund, der in § 5 geregelt ist, und der Er- 
füllung dieses Anspruches durch Begründung eines 
bürgerlich-rechtlichen Anspruches gegen das Insti- 
tut, bei welchem die Sparanlage geführt wird (§ 11 
Abs. 1, § 14). 

Ziel der Ersparnissicherung ist, den Berechtigten an- 
läßlich der Einführung der Deutschen Mark im Saar- 
land wirtschaftlich so zu stellen, wie wenn seine 
Sparanlage im Verhältnis von 100 Franken = 

1 Deutsche Mark umgestellt oder umgewandelt 
würde. Sein Anspruch gegen den Bund beläuft sich 
deshalb nach Absatz 1 auf den Unterschiedsbetrag 
zwischen der nach § 1 Abs. 2 Satz 1 ermittelten, im 
Verhältnis von 100 Franken : 1 Deutsche Mark um- 
gerechneten Sparanlage und dem Betrage, der sich 
bei der Umwandlung oder bei der Umstellung die- 
ser Sparanlage ergibt. Unter Zugrundelegung des j 
derzeit gültigen amtlichen Kurses von 117,549 fran- 
zösischen Franken ^ 1 Deutsche Mark würde der 
Unterschiedsbetrag 17,549 vom Hundert ausmachen. 
Der auf Deutsche Mark lautende Anspruch gegen 


| den Bund ist nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
übertragbar und vererblich (Absatz 2). 

Zu § 6 

Diese Vorschrift stellt klar, von welchen Faktoren 
bei der Ermittlung einer Sparanlage nach § 1 Abs. 1 
Nr. 4 — Ansprüche aus Lebensversicherungsverträ- 
gen — auszugehen ist (Absatz 1); sie bestimmt fer- 
ner die technische Art und Weise der Berechnung 
dieser Sparanlage (Absatz 2) und stellt letzlich klar, 
unter welchen Voraussetzungen ein von einem Ar- 
beitgeber zur Versorgung eines oder mehrerer Ar- 
beitnehmer abgeschlossener Lebensversicherungs- 
vertrag einen Leistungsanspruch der Arbeitnehmer 
gegen den Bund gewährt (Absatz 3). 

Wie zu § 1 Abs. 1 Nr. 4 ausgeführt worden ist, bil- 
det die Prämienreserve das einem Lebensversiche- 
rungsvertrag zugehörige Sparkapital. Bei Ansprü- 
chen aus Lebensversicherungsverträgen ist deshalb 
zur Berechnung der Höhe der Sparanlage von der 
Prämienreserve zum Beginn des 19. Dezember 1958 
auszugehen (Absatz 1 Satz 1). 

Die Einbeziehung der Beitragsüberträge ist erfor- 
derlich, weil in denjenigen Fällen, in denen Beiträge 
und damit Sparanteile bei den Versicherungsunter- 
nehmen über den Stichtag hinaus eingezahlt worden 
sind, diese Sparanteile aber aus Gründen der Be- 
rechnungsmethodik in die Prämienreserve noch 
nicht einbezogen sind, die Ersparnissicherung nicht 
vollständig wirksam werden würde. Die Prämien- 
reserve einschließlich der Beitragsüberträge, abzüg- 
lich technisch gestundeter Beiträge, ist das Spar- 
kapital, das der Gesamtheit der Berechtigten der 
bei einem Versicherungsunternehmen lebensver- 
sicherten Personen zusteht, an dem der einzelne Be- 
rechtigte einen seinen Versicherungsdaten entspre- 
chenden Anteil hat. 

Hinzu kommen die auf die einzelne Versicherung 
entfallenden, vor dem 19. Dezember 1958 gutge- 
schriebenen, und die auf Grund des Ergebnisses des 
Geschäftsjahres 1958 beschlossenen Gewinnanteile, 
die als Rückerstattung zuviel gezahlter Beiträge 
Sparguthaben der gewinnberechtigten Versiche- 
rungsnehmer darstellen. 

Satz 2 regelt den Fall, daß der Versicherungsan- 
spruch vor dem 19. Dezember 1958 fällig geworden, 
aber vor dem Ende der Übergangszeit noch nicht 
ausgezahlt worden ist. In diesem Falle ist von der 
geschuldeten Versicherungsleistung und nicht von 
der Prämienreserve auszugehen, da am 19. Dezem- 
ber 1958 eine Prämienreserve nicht mehr bestanden 
hat. Derartige Fälle können insbesondere dann ein- 
treten, wenn die Leistungspflicht des Versicherers 
umstritten ist und eine Entscheidung hierüber erst 
nach dem Ende der Übergangszeit erfolgt. Ist der 
Lebensversicherungsanspruch vor dem 19. Dezem- 
ber 1958 fällig geworden und vor Beendigung der 
Übergangszeit ausgezahlt worden, kommt eine Er- 
sparnissicherung nur in Frage, wenn der ausge- 
| zahlte Betrag in eine andere gesicherte Sparanlage 
umgewandelt worden ist (§ 4), die dann Berech- 
nungsgrundtage für die Ersparnissicherung ist. 

In der Rentenversicherung ist wie in der Kapital- 
versicherung von der Prämienreserve zum 19. De- 
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zember 1958 auszugehen, wenn die Rentenleistun- 
gen zu diesem Zeitpunkt noch nicht begonnen ha- 
ben (Anwartschaften). Bei Versicherungsverhältnis- 
sen mit am Stichtag bereits laufenden Renten und 
in den Fällen, in denen der Beginn der Rentenzah- 
lung zwischen dem 19. Dezember 1958 und dem 
Ende der Übergangszeit liegt, ist mit Rücksicht auf 
das Durchhalteprinzip (§ 1 Abs. 2 Satz 1) für die 
Berechnung der Höhe der Sparanlage die Prämien- 
reserve zum Ende der Übergangszeit zugrunde zu 
legen (Satz 3). 

In Abweichung von der in § 1 1 des Altsparergeset- 
zes getroffenen Regelung, nach der der Betrag der 
Prämienreserve anhand einer dem Gesetz als An- 
lage beigefügten Tabelle aus der Reichsmark-Ver- 
sicherungssumme ermittelt wird, sieht Absatz 2 vor, 
daß die Berechnung der Prämienreserve nach Maß- 
gabe eines vom Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen zu genehmigenden 
Geschäftsplanes vorzunehmen ist, da die Anwen- 
dung einer Tabelle für die Zwecke dieses Gesetzes 
zu Ungenauigkeiten führen würde. Die Festlegung 
der Grundsätze für die Berechnung der Höhe der 
Sparanlage in einem vom Bundesaufsichtsamt für 
das Versicherungs- und Bausparwesen zu genehmi- 
genden Geschäftsplan bietet sich vornehmlich des- 
halb an, weil dadurch sehr viel Arbeitsaufwand bei 
den Versicherungsunternehmen vermieden werden 
kann, der sonst vom Bund mit einem wesentlich j 
höheren Betrag als eine Deutsche Mark je Fall i 
(§ 19) vergütet werden müßte. Die Kontrolle durch 
das Blindesaufsichtsamt für das Versicherungs- und 
Bausparwesen dient sowohl dazu, daß die Versiche- 
rungsnehmer voll in den Genuß der ihnen zu ge- , 
währenden Ersparnissicherung kommen, als auch 
der Vermeidung einer ungerechtfertigten Inan- 
spruchnahme des Bundes. Auch im Gesetz zur Auf- ' 
besserung von Leistungen aus Renten- und Pen- 
sionsversicherungen sowie aus Kapitalzwangsver- 
sicherungen vom 24. Dezember 1956 (§ 5 Abs. 3, 

§ 9 Abs. 1) bildet ein von der Versicherungsauf- 
sichtsbehörde zu genehmigender Geschäftsplan die 
Grundlage für die nach dem genannten Gesetz zu 
zahlende zusätzliche Versicherungssumme und die 
Berechnung der hierfür den Versicherungsunter- j 
nehmen vom Bund zu gewährenden Ausgleichsfor- 
derungen. Dieses Verfahren hat sich bewährt. 

Die vielfach von Arbeitgebern zur Versorgung 
ihrer Arbeitnehmer abgeschlossenen Gruppen- oder 
Einzelversicherungsverträge erfahren die Vorteile 
dieses Gesetzes, wenn dem Arbeitnehmer oder sei- 
nen Angehörigen (nach § 2 anspruchsberechtigte 
natürliche Personen) ein Bezugsrecht auf die Ver- 
sicherungsleistung eingeräumt worden ist. Weitere ' 
Voraussetzung ist, daß die vom Arbeitgeber gezahl- | 
ten Prämien der Lohnsteuer unterliegen, also Teil j 
des Arbeitsentgelts und damit Sparleistung des Ar- 
beitnehmers waren (Absatz 3). Nicht unter die Er- 
sparnissicherung fallen vom Arbeitgeber abge- 
schlossene Lebensversicherungsverträge und zur 
Abdeckung seiner arbeitsrechtlichen Versorgungs- i 
last mit einem Versicherungsunternehmen abge- 
schlossene reine Rückdeckungsverträge, sofern der j 
Anspruch aus dem Versicherungsvertrag allein dem j 
Arbeitgeber als Versicherungsnehmer zusteht. 


Zweiter Abschnitt (Verfahren) 

Es kann damit gerechnet werden, daß die Institute 
(vgl. § 7 Abs. 1) die Ansprüche der Berechtigten 
gegen den Bund auf Grund ihrer Unterlagen im 
allgemeinen ohne Schwierigkeiten feststellen kön- 
nen. Deshalb erfolgt die Feststellung des Anspruchs 
grundsätzlich durch die Institute ohne besonderen 
Antrag. Nur in Zweifels- und in Umwandlungsfäl- 
len (§ 4) ist die Feststellung des Anspruchs von 
einem Antrag des Berechtigten abhängig. Die Zwei- 
felsfälle werden von der Oberfinanzdirektion Saar- 
brücken entschieden (§§ 8 bis 10), im übrigen ent- 
scheiden die Institute in eigener Verantwortung. 

Zu § 7 

Absatz 1 bestimmt einmal (Satz 1), daß die Bearbei- 
tung des Anspruchs gegen den Bund grundsätzlich 
dem Institut obliegt, und zum anderen (Satz 2), wel- 
ches Institut im Einzelfalle zuständig ist. Das Post- 
scheckamt Saarbrücken, das nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Kreditinstitut im Sinne dieses Gesetzes ist, ist nach 
Absatz 1 Nr. 1 für die Bearbeitung von Ansprüchen 
auf Grund von Postspareinlagen zuständig. 

Aus Absatz 1 folgt, daß die Institute in den „glat- 
ten Fällen" die Ansprüche ohne Antrag des Berech- 
tigten festzustellen haben. Ein solcher Fall ist ge- 
geben, wenn das Institut auf Grund der ihm vor- 
liegenden — eigenen oder ihm eingereichten — 
Unterlagen den Anspruch nach Grund und Höhe 
zweifelsfrei für gegeben hält. Glaubt der Inhaber 
einer Sparanlage, daß sein Anspruch gegen den 
Bund höher sei als der von dem Institut fest- 
gestellte Anspruch, so muß er wegen seines weiter- 
gehenden Anspruches Feststellung im Antragsver- 
fahren begehren. Die Feststellungen der Institute 
unterliegen der Überprüfung im Zusammenhang 
mit der Feststellung ihres Anspruchs auf Zuteilung 
von Deckungsmitteln durch den Bund (vgl. § 16). 

Zu § 8 

Diese Vorschrift regelt die Antragsfälle. 

Die Prüfung und gegebenenfalls Feststellung eines 
Anspruchs gegen den Bund erfolgt nach Absatz 1 
Satz 1 in den Zweifels- und Umwandlungsfällen nur 
auf Antrag. Der Antrag ist bei dem Institut (§ 7 
Abs. 1 Satz 2) zu stellen. Um die Institute in den 
ersten Monaten nach Beendigung der Übergangs- 
zeit, in welchen sie die glatten Fälle bearbeiten sol- 
len, nicht durch zusätzlichen Schriftverkehr zu be- 
lasten, sind die Anträge frühestens drei Monate 
nach Beendigung der Übergangszeit zu stellen. Nach 
diesem Zeitraum dürften überdies die Berechtigten 
im allgemeinen übersehen können, ob ihr Anspruch 
nicht schon im Verfahren nach § 7 festgestellt wor- 
den ist. Die Möglichkeit zur Stellung eines Antrages 
ist im Interesse der beschleunigten Durchführung 
des Gesetzes bis 30. September 1960 befristet, es 
sei denn, daß die Voraussetzungen für eine nach- 
trägliche Anmeldung nach Satz 3 vorliegen. Steht 
die Sparanlage mehreren Berechtigten zu, so kann 
der Antrag von jedem Berechtigten gestellt wer- 
den (Absatz 4). 

Absatz 2 regelt, welche Angaben der formlos zu 
stellende Antrag zu enthalten hat. Absatz 5 er- 
gänzt diese Vorschrift für Umwandlungsfälle. 
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Absatz 3 ermöglicht den Instituten, die notwendi- 
gen Auskünfte — insbesondere gegenüber der 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken (vgl. Absatz 7) — 
zu erteilen. 

Vermag ein Institut auf Grund eines Antrages, der 
diesem beigefügten und seiner eigenen Unterlagen 
den Anspruch gegen den Bund nach Grund und 
Höhe festzustellen, so hat es die Feststellung wie 
in den nach § 7 bearbeiteten Fällen in eigener Zu- 
ständigkeit zu treffen (Absatz 6). Sieht es sich 
hierzu nicht in der Lage, so hat es den Antrag 
nebst Unterlagen an die Oberfinanzdirektion Saar- 
brücken weiterzuleiten (Absatz 7). Die Oberfinanz- 
direktion Saarbrücken soll mit Einführung der 
Steuergesetzgebung des Bundes im Saarland errich- 
tet werden. 

Für das Verfahren bei der Oberfinanzdirektion Saar- 
brücken gelten Absatz 7 Satz 2 und 3 sowie § 9 
Abs. 2 und § 10 Abs. 1. Bei Ansprüchen aus einem 
Lebensversicherungsvertrag wird die Oberfinanz- 
direktion eine Feststellung über die Höhe der 
Sparanlage auf Grund der ihr vorgelegten Unter- 
lagen nicht ohne weiteres treffen können. In diesem 
Falle wird die Höhe des Leistungsanspruches nach 
Maßgabe des vom Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen zu genehmigenden 
Geschäftsplanes zu berechnen sein. In diesem Falle 
wird über die Höhe des Leistungsanspruches eine 
gutachtliche Äußerung des Bundesaufsichtsamtes für 
das Versicherungs- und Bausparwesen herbeizufüh- 
ren sein. 

Zu § 9 

In den Antragsfällen stehen den Instituten und der 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken die zur Feststel- 
lung erforderlichen Unterlagen nicht ohne weiteres 
zur Verfügung. Deshalb bedarf es hier einer Vor- 
schrift über die Beweispflicht. Nach Absatz 1 trägt 
der Antragsteller die Beweislast. Er wird deshalb 
zweckmäßigerweise die zum Nachweis der von ihm 
zu beweisenden Tatsachen erforderlichen, in seinem 
Besitz befindlichen Beweisunterlagen zugleich mit 
seinem Antrag vorlegen (vgl. § 8 Abs. 2 Satz 2) 
oder das Institut bitten, geeignete Unterlagen (z. B. 
Bankbescheinigungen) dem Antrag bei seiner Wei- 
terleitung an die Oberfinanzdirektion Saarbrücken 
beizufügen (vgl. § 8 Abs. 3). Die Oberfinanzdirek- 
tion Saarbrücken kann ihrerseits nach Maßgabe von 
Absatz 2 Satz 1 von den Instituten die Vorlage von 
Geschäftsbüchern und Geschäftspapieren verlangen. 
Diese Vorlage kann insbesondere geboten sein, 
wenn die Oberfinanzdirektion eine Überprüfung 
der von einem Institut ausgestellten Bescheinigun- 
gen auf ihre Richtigkeit hin für erforderlich hält. 

Zu § 10 

Diese Vorschrift regelt das Rechtsmittelverfahren. 
Eine Anfechtungsklage beim Verwaltungsgericht 
(Absatz 2 Satz 2) kommt nur in den von der Ober- 
finanzdirektion Saarbrücken abgelehnten Antrags- 
fällen in Betracht, da von den Instituten keine ab- 
lehnenden Entscheidungen ergehen. 

Das weitere Verfahren bestimmt sich nach den im 
Saarland geltenden Vorschriften für das Verwal- 
tungsgerichtsverfahren. 


Zu §§ 11 bis 13 

Die §§ 11 bis 13 regeln das Gutschriftverfahren für 
Sparanlagen im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 
§ 14 das entsprechende Verfahren für Ansprüche 
aus Lebensversicherungsverträgen. 

Der von dem Institut (§ 7 Abs. 2, § 8 Abs. 6) oder 
der Oberfinanzdirektion Saarbrücken (§ 8 Abs. 7 
Satz 2) festgestellte öffentliche Anspruch auf Lei- 
stung gegen den Bund wird in den Fällen des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 von dem Institut (vgl. § 7 Abs. 1 
Satz 2) durch Erteilung einer Gutschrift zu Gunsten 
des Berechtigten erfüllt (Absatz 1 Satz 1). Mit der 
Gutschrift erhält der Berechtigte einen schuld- 
rechtlichen Anspruch gegen das nach § 7 Abs. 1 
Satz 1 zuständige Institut. Die Gutschrift erfolgt 
grundsätzlich in der Form, die für die zugrunde 
liegende Sparanlage maßgebend ist (§§ 12, 13). 

Um die Berechtigten entsprechend der Zielsetzung 
des Gesetzes im Zeitpunkt der Einführung der Deut- 
schen Mark so zu stellen, wie sie stehen würden, 
wenn die Umstellung (Umwandlung) ihrer Sparan- 
lagen zum Kurs von 100 Franken = 1 Deutsche 
Mark erfolgen würde, erfolgt die Gutschrift ein- 
heitlich mit Wirkung vom Ende der Übergangszeit 
(Satz 2) und nicht zum Zeitpunkt der Feststellung 
des einzelnen Anspruches. Dieses Verfahren er- 
möglicht überdies den Instituten, die Feststellung 
der Ansprüche in einem Arbeitsvorgang mit der 
Umstellung (Umwandlung) der Sparanlagen vorzu- 
nehmen und zu verbuchen. 

Die Erteilung der Gutschrift ist dem Berechtigten in 
geeigneter Weise (z. B. Gutschrift im Sparbuch) be- 
kanntzugeben. 

Da — im Gegensatz zum Altsparergesetz — der 
Bund den Instituten die Deckungsmittel auf Anfor- 
derung zur Verfügung stellt (vgl. § 15) und damit 
die Institute in die Lage versetzt sind, fällige An- 
sprüche aus den Gutschriften zu erfüllen, besteht für 
die Berechtigten kein wirtschaftliches Interesse an 
einem Fortbestehen ihres Anspruchs gegen den 
Bund nach dessen Gutschrift durch das Institut. Nach 
Satz 4 erlischt deshalb dieser Anspruch mit der 
Bekanntgabe der Gutschrift an den Berechtigten. 

Mit der Gutschrift erwirbt der Berechtigte einen 
bürgerlich-rechtlichen Anspruch gegen das Institut. 
Da die Gutschrift in derselben Weise erfolgt, in wel- 
cher die Sparanlage — Spareinlage oder Bauspar- 
guthaben — gutgeschrieben ist (§§ 12, 13), ist sie 
grundsätzlich auch wie diese zu verzinsen (Absatz 2). 
Soweit die Sparanlage unverzinslich ist, wie z. B. 
die Guthaben bei der Stiftung für den Wohnungs- 
bau der Bergarbeiter, ist der gutgeschriebene Betrag 
im Interesse der Gleichbehandlung aller Leistungs- 
ansprüche mit dem Satz zu verzinsen, der für Spar- 
einlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist jeweils 
festgesetzt wird. 

Die Gewährung eines Anspruches gegen den Bund 
soll — wirtschaftlich betrachtet — eine günstigere 
„Umstellung" der Sparanlagen als zum amtlichen 
Kurs ermöglichen. Die Sparanlagen und die gut- 
geschriebenen Leistungsansprüche sind deshalb • — 
wie sich auch aus der Form ihrer Gutschrift ergibt 
(vgl. §§ 12, 13) — als Einheit zu betrachten. Des- 
halb kann der Berechtigte nach Absatz 3 die Aus- 
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Zahlung des gutgeschriebenen Betrages nebst Zin- 
sen erst im Zeitpunkt der Fälligkeit der Sparanlage 
verlangen. 

Zu § 14 

Die technischen Besonderheiten des Lebensversiche- 
rungs^eschäfts schließen es aus, die Ermittlung der 
Ansprüche auf Leistung (vgl. hierzu § 6) und die 
Art und Weise der Erfüllung der festgestellten An- 
sprüche in diesem Gesetz zu regeln. Diese Regelung 
soll nach Maßgabe eines von dem Bundesaufsichts- 
amt für das Versicherungs- und Bausparwesen zu 
genehmigenden Geschäftsplanes erfolgen (Absatz 1 
Satz 1). Durch diesen soll nicht zuletzt sichergestellt 
werden, daß die Beträge, die den Versicherten vom 
Bund nach diesem Gesetz zu leisten sind, in zweck- 
entsprechender Weise verwandt werden. Hierbei 
dürfte es zweckmäßig sein, in erster Linie eine Ver- 
wendung anzustreben, die es ermöglicht, den Ver- 
sicherten nach Beendigung der Übergangszeit fällig 
werdende Versicherungsleistungen aus dem saar- 
ländischen Geschäft im Verhältnis von 100 Franken 
= 1 Deutsche Mark zu erbringen. Dies setzt jedoch 
voraus, daß die Versicherungsnehmer sich bereit 
erklären, nach Beendigung der Übergangszeit die 
DM-Folgebeiträge im Verhältnis von 100 Franken 
= 1 Deutsche Mark zu zahlen. Die Bereitschaft hier- 
zu kann bei der überwiegenden Mehrheit der saar- 
ländischen Versicherungsnehmer angenommen wer- 
den. Die Versicherungsunternehmen sind zur Durch- 
führung dieses Planes bereit, obwohl sie hierfür zu- 
sätzliche finanzielle Leistungen zu Lasten ihrer Ge- 
schäftsergebnisse auf sich nehmen müssen. In der 
Zeit vom 27. Dezember 1958 bis zum Ende der 
Übergangszeit sind nämlich die Versicherungsbei- 
träge und die in ihnen enthaltenen Sparanteile in 
abgewerteten Franken gezahlt worden. 

Der Versicherungsnehmer hat die Wahl, ob er einer 
Umrechnung seines Versicherungsanspruches und 
der DM-Folgebeiträge im Verhältnis von 100 Fran- 
ken = 1 Deutsche Mark zustimmen oder es bei der 
gesetzlichen Umstellung belassen will. Im letzteren 
Falle könnte der Anspruch des Versicherungsneh- 
mers gegen den Bund als Einmalbeitrag für eine 
zusätzliche Versicherungsleistung verwandt oder 
dem Gewinnguthaben des Versicherungsnehmers 
zugeführt werden. 

Der vom Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen zu genehmigende Geschäftsplan 
wird die technische Durchführung der Erfüllung 
der Leistungsansprüche für beide Fälle festzulegen 
haben. 

Damit die Berechtigten sich einen Überblick über 
die versicherungstechnische Verwendung ihres An- 
spruches machen können, ist ihnen der für sie we- 
sentliche Inhalt des Geschäftsplanes bekanntzu- 
geben (Satz 2). 

Entsprechend § 11 Abs. 1 Satz 3 erlischt der An- 
spruch des Berechtigten gegen den Bund mit der 
Bekanntgabe des Geschäftsplanes. 

Zu § 15 

Schuldner der Verbindlichkeiten, welche die Insti- 
tute erfüllen (§§ 11, 14), ist der Bund. Deshalb hat 


dieser den Instituten die erforderliche Deckung zur 
Verfügung zu stellen. Absatz 1 legt den Anspruch 
der Institute gegen den Bund auf Deckung nach 
Grund und Höhe fest. Die Institute haben Anspruch 
auf Deckung in Höhe des Betrages, in welchem sie 
nach Maßgabe der Vorschriften dieses Gesetzes die 
Verbindlichkeiten des Bundes erfüllen. Bezüglich 
der Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Gutschrift- 
erteilung vgl. § 16. 

Der Bund beabsichtigt, die Ansprüche der Institute 
mit Kassenmitteln zu erfüllen. Da die Institute ihre 
Ansprüche auf Deckung erst stellen können, wenn 
sie ihrerseits den Anspruch der Berechtigten erfüllt 
haben, sie andererseits jedoch schon vor der Zu- 
teilung der Deckung liquide Mittel zur Verfügung 
haben müssen, um ihre Verpflichtungen aus den 
Gutschriften erfüllen zu können, falls ein Berech- 
tigter Auszahlung verlangt, können die Institute 
nach Maßgabe von Absatz 2 Vorschuß in angemes- 
sener Höhe verlangen, welchen die Deutsche Bun- 
desbank für Rechnung des Bundes zur Verfügung 
stellt. 

Es dürfte davon auszugehen sein, daß die Mehrzahl 
der Institute in Höhe ihres geschätzten Deckungs- 
anspruches Vorschuß beantragen wird. Da der 
Bund bereit ist, die hierfür erforderlichen Mittel be- 
reitzustellen, ist es angemessen, grundsätzlich keine 
Verzinsung der Deckungsansprüche vorzusehen. 
Eine Verzinsung könnte überdies die Institute ver- 
anlassen, von der Anforderung von Vorschüssen 
abzusehen. Eine betragsmäßig genaue Vorausbe- 
rechnung des ihnen endgültig zustehenden Dek- 
kungsanspruches wird den Instituten bei Anforde- 
rung eines Vorschusses in der Regel jedoch nicht 
möglich sein. Aus diesem Grunde sieht Absatz 3 
Satz 1 vor, daß der Bund, sofern der einem Institut 
gezahlte Vorschuß niedriger ist als der festgestellte 
Anspruch auf Deckung, seine De ckungs Verpflich- 
tung bis höchstens 10 v. H. des festgestellten Dek- 
kungsanspruches vom Ende der Übergangszeit zu 
verzinsen hat. 

Um andererseits einer Anforderung zu hoher Vor- 
schüsse durch die Institute entgegenzuwirken, sieht 
Satz 2 vor, daß die Institute Vorschüsse, soweit sie 
10 v. H. des festgestellten Anspruches auf Deckung 
übersteigen, vom Ende der Übergangszeit an zu ver- 
zinsen haben. 

Der Zinssatz beträgt für den Bund wie für die Insti- 
tute 3 v. H. Er entspricht damit dem z. Z. gültigen 
Zinssatz für Spareinlagen mit gesetzlicher Kündi- 
gungsfrist. 

Zu § 16 

Diese Vorschrift regelt die Zuteilung der Ansprüche 
auf Deckung. 

Absatz 1 bestimmt, an welche Bundesstellen die 
Anträge auf Zuteilung zu richten sind. Das Gesetz 
sieht hierfür die Deutsche Bundesbank und das 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bau- 
sparwesen vor. Diese Stellen sind auf Grund ihrer 
Sachkenntnis besonders geeignet, die vor Feststel- 
lung der Ansprüche der Institute erforderliche Prü- 
fung der sachlichen Richtigkeit der angeforderten 
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Beträge sowie der Rechtmäßigkeit der diesen zu- 
grunde liegenden Gutschriften zugunsten der Be- 
rechtigten vorzunehmen. 

Absatz 2 regelt Inhalt, Form und Zeitpunkt der An- 
tragstellung. Absatz 3 soll den Prüfstellen die 
Möglichkeit geben, ihre Nachprüfung sachgemäß 
durchzuführen. 

Insoweit von den Prüfstellen der geltend gemachte 
Deckungsanspruch als sachlich richtig festgestellt 
wird, teilt die Oberfinanzdirektion Saarbrücken den 
Instituten den festgestellten Betrag zu (Absatz 4). 
Ist der zugeteilte Betrag höher als der dem Institut 
gewährte Vorschuß, so erhält das Institut den 
Unterschiedsbetrag nebst Zinsen ausbezahlt. Ist die 
zugeteilte Deckung geringer als der gewährte Vor- 
schuß, so hat das Institut den Unterschiedsbetrag 
nebst Zinsen zurückzuzahlen. 

Zu § 17 

In den Antragsfällen, in welchen die Entscheidun- 
gen über den Anspruch des Berechtigten der Ober- 
finanzdirektion Saarbrücken obliegen, bedarf es 
keine Überprüfung der Rechtmäßigkeit dieser Ent- 
scheidung durch die in § 16 Abs. 1 aufgeführten 
Bundesstellen. Deshalb sind in diesen Fällen die 
Anträge auf Zuteilung der Deckung an die Ober- 
finanzdirektion Saarbrücken zu richten. 

Zu § 18 

Mit Rücksicht auf den sozialpolitischen Charakter 
der Ersparnissicherung dürfen die Institute oder die 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken zum Ausgleich 
der Aufwendungen, welche ihnen bei Durchführung 
des Gesetzes entstehen, von den Berechtigten Ge- 
bühren und Auslagen nicht erheben. Hinsichtlich der 
Vergütung, welche die Institute vom Bund erhalten, 
vgl. § 19. 

Zu § 19 

Die Institute, welche von den Berechtigten keine 
Gebühren und Auslagen erheben dürfen (§ 18), 
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erhalten für ihre Mitwirkung bei der Durchführung 
des Gesetzes vom Bund für jeden von ihnen fest- 
gestellten Anspruch auf Leistung eine Pauschalver- 
gütung von 1 Deutschen Mark. Dieser Satz erscheint 
angemessen. Die Belastung der Institute dürfte in 
den „glatten" Fällen, in denen sie — in der Regel 
zugleich mit der Umstellung (Umwandlung) der 
Sparanlage — den Leistungsanspruch auf Grund 
ihrer Unterlagen feststellen, nicht erheblich sein. In 
den zweifelhaften Fällen (Antragsfälle) sind die 
Institute im wesentlichen nur Durchgangsstation für 
die der Oberfinanzdirektion Saarbrücken zur Ent- 
scheidung vorzulegenden Anträge. Für die Versiche- 
rungsunternehmen ist durch die §§ 6 und 14 

eine verwaltungskostensparende Sonderregelung 
getroffen. 

In den zahlenmäßig nicht geringen Bagatellfällen 
würde die Belastung der öffentlichen Hand mit 
Gebühren in keinem Verhältnis zu dem wirtschaft- 
lichen Effekt der Einbeziehung derartiger Spar- 
anlagen in dieses Gesetz stehen. Aus diesem Grunde 
war zunächst vorgesehen, Bagatellfälle in § 1 aus- 
zuschließen. Auf Wunsch insbesondere der Ver- 
bände des Kreditgewerbes des Saarlandes, welche 
zur Förderung des Spargedankens auch kleine Spar- 
guthaben (z. B. Schülersparkonten) in die Ersparnis- 
sicherung einbezogen sehen wollten, wurde hiervon 
Abstand genommen. Maßgebend hierbei war, daß 
von seiten der Institute die Bereitschaft erklärt 
wurde, Bagatellfälle ohne Vergütung zu bearbeiten. 
Satz 2 trägt dieser Sachlage Rechnung. 

Absatz 2 regelt die Geltendmachung und Feststel- 
lung des Anspruchs auf Vergütung und die Zutei- 
lung derselben. Aus Gründen der Verwaltungsver- 
einfachung dürfen die Anträge auf Zahlung der 
Vergütung nur gemeinsam mit den Anträgen auf 
Zuteilung der Deckung gestellt werden. 

Zu §§ 20, 21 

§ 20 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 21 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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